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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs für Athylendibromid 
der Tarifstelle ex 29.02 A III 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Athylendibromid der Tarifstelle ex 29.02 A 111 
wird in der Gemeinschaft gegenwärtig nur in unzu- 
reichender Menge erzeugt, und die Hersteller kön- 
nen somit den Bedarf der verarbeitenden Industrien 
der Gemeinschaft nicht decken. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2726/72 des 
Rates vom 19. Dezember 1972^) ist der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für diese Ware vom 1. Ja- 
nuar bis 31. März 1973 vollständig ausgesetzt wor- 
den. Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, diese 
Maßnahme zu verlängern. 


Da es schwierig ist, die kurzfristige Entwicklung 
der wirtschaftlichen Lage auf dem betreffenden Ge- 
biet genau zu beurteilen, soll die Verlängerung bis 
zum 30. Juni 1973 begrenzt sein ~ 


HAT FALGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Vom 1. April bis 30. Juni 1973 wird der autonome 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Athylen- 
dibromid der Tarifstelle ex 29.02 A III vollständig 
ausgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 56 
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Begründung 


1. Die italienische Regierung hat bei der Kommis- 
sion einen Antrag auf Verlängerung einer voll- 
ständigen Aussetzung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs bis zum 30. Juni 1973 für Äthylendibromid 
der Tarifstelle ex 29.02 A III gestellt. Für diese 
Ware ist derzeitig eine entsprechende Maßnahme 
bis zum 31. März 1973 in Kraft. 

Die Sachverständigen der Mitgliedstaaten haben 
keine Einwendungen gegen diesen Antrag erho- 
ben. 

2. Es handelt sich um eine Ware, die für die Her- 
stellung von Brennstoffen benutzt wird, um Blei- 
ablagerungen in den Verbrennungsräumen von 
Motoren zu verhindern. Diese Ware wird in der 
Gemeinschaft oder in den assoziierten Staaten 
zur Zeit in unzureichendem Maße hergestellt. Die 
Möglichkeit des Austausches mit anderen in der 
Gemeinschaft hergestellten Waren und das sich 
aus den Maßnahmen ergebende Interesse für die 
Gemeinschaft ist berücksichtigt worden. 

3. Die Kommission hält es daher für geboten, dem 
italienischen Antrag zu entsprechen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
5. April 1973-114 (IV/l)-680 70 - E - Ae 11/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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